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Neue Dokumente belegen, daß 
die Regierung Kohl 1983 
massiv Einfluß auf die Wis-
senschaftler ausübte, die eine 
Eignung des Standortes Gor-
leben für ein atomares End-
lager prüfen sollten. Das be-
richteten Michael Bauchmül-
ler und Wolfgang Roth in der 
Süddeutschen Zeitung vom 9. 
September 2009.

Dem der Zeitung vorliegenden 
Schriftverkehr zufolge dräng-
ten die Ministerien für For-
schung und für Inneres, da-
mals unter den Ministern 
Heinz Riesenhuber (CDU) 
und Friedrich Zimmermann 
(CSU), die damals zuständige 
Physikalisch-Technische Bun-
desanstalt (PTB), ein maß-
gebliches Gutachten in wich-
tigen Passagen umzuschrei-
ben. Das gehe aus einem 
Fernschreiben hervor, das das 
Forschungsministerium am 
13. Mai 1983 an die Fachbe-
hörde sandte. Bundesum-
weltminister Sigmar Gabriel 
(SPD) bestätigte am 9. Sep-
tember 2009 die Existenz die-
ses Schreibens und bezeich-
nete es als „handfesten Skan-
dal“, daß die damalige Bun-
desregierung unter Kanzler 
Kohl (CDU) massiv Einfluß 
zugunsten des umstrittenen 
Atommülllager-Standortes
genommen habe. Kanzler-
amtsminister Thomas de Mai-
zière (CDU) bezeichnete da-
gegen die Fälschungsvorwürfe 
als „irreführend und unred-
lich“, weil seitdem mehrere 
Gutachten, auch unter rot-grü-
ner Regierung, zu dem Ergeb-
nis gekommen seien, daß der 
Salzstock in Gorleben und das 
darüber liegende Deckgebirge 
Eigenschaften aufwiesen, die 
eine Erkundung sinnvoll er-
scheinen ließen.

1983 befand sich ein wegwei-
sender Bericht in der Schluß-
phase der Fertigstellung. Er 
sollte die bisherigen Ergebnis-
se zu Gorleben zusammentra-
gen und letztlich klären, ob 
der Salzstock auch unter Tage 
erkundet werden soll. Die 
Physikalisch-Technische Bun-
desanstalt, aus der später das 
Bundesamt für Strahlenschutz 
hervorging, zeichnete für den 
Bericht verantwortlich. Doch 
die beiden Ministerien hatten 
über die Zukunft Gorlebens 
offenbar schon entschieden. 
So solle der Bericht mit einem 
Kapitel „wesentliche Ergeb-
nisse der Standorterkundung“ 
beginnen, empfahl das For-
schungsministerium, „in Ab-
stimmung mit dem BMI“, 
dem Bundesinnenministerium. 
Und weiter: „Dieser Abschnitt 
sollte sinngemäß mit der Fest-
stellung schließen“, daß „die 
Eignungshöffigkeit des Salz-
stockes Gorleben für die Er-
richtung eines Endlagers sub-
stantiell untermauert“ werde, 
heißt es in dem Telex.
Auch für einen weiteren Ab-
schnitt, der sich stärker offe-
nen Fragen zuwenden sollte, 
wußte das Ministerium dem-
nach Rat: „Es ist zu prüfen, ob 
dieser Abschnitt mit der Aus-
sage schließen kann, daß nach 
Einschätzung der Fachleute 
die noch zu erzielenden Er-
gebnisse und abzuleitenden 
Aussagen die Eignungshöf-
figkeit des Salzstocks voraus-
sichtlich nicht in Frage stellen 
können“. Sprich: Das positive 
Ergebnis der Untersuchungen 
sollte schon vorweggenom-
men werden.
Auch für den letzten, zusam-
menfassenden Teil gibt es ei-
nen Vorschlag: Daß nämlich 
„berechtigte Hoffnung be-

steht, daß im Salzstock Gorle-
ben ein Endlager für alle Ar-
ten von radioaktiven Abfäl-
len“ eingerichtet werden kön-
ne. Im Übrigen bittet das Mi-
nisterium, den „vermutlich 
hypothetischen Störfall des 
Wasser- und Laugenzutritts 
(...), der an mehreren Stellen 
die am 11.05.1983 diskutierte 
Zusammenfassung und Be-
wertung bestimmt, etwas wei-
ter vom Zentrum der Betrach-
tung wegzurücken“, mit ande-
ren Worten: herunterzuspie-
len. So geschah es dann auch. 
Die Gefahr, daß Radioaktivität 
ins Grundwasser gelangen 
könnte, spielt in dem Bericht 
keine große Rolle mehr.
Erst vor kurzem waren zwei 
Fassungen des Berichts aufge-
taucht, über die Strahlentelex 
in der vorigen Ausgabe be-
richtete. Helmut Röthemeyer, 
damals Abteilungsleiter in der 
PTB, hatte im Frühjahr 2009 
in einem Zeitungsinterview 
geklagt, die Behörde habe sei-
nerzeit unter massivem Druck 
der Politik gestanden. Dem 
zusammenfassenden Gutachten
von 1983 war die Erkundung 
des Salzstocks durch eine 
Vielzahl von Bohrungen vor-
ausgegangen, die aber nicht 
das erhoffte Ergebnis brach-
ten. Röthemeyers Kollegen 
stellten unter anderem fest, 
daß das von einer eiszeitlichen 
Rinne durchzogene Gestein 
über dem Salzstock nicht aus-
reichend ist, „Kontaminatio-
nen auf Dauer von der Bio-
sphäre zurückzuhalten“.
Der Hydrogeologe Prof. Dr. 
Dieter Ortlam, der in den 
1960er Jahren die Salzwasser-
vorkommen im Raum Gorle-
ben untersucht hatte, berich-
tete, daß bei der Wahl des 
Standorts Gorleben durch die 
niedersächsische Landesregie-
rung im Jahr 1977 die Nieder-
sächsische Landesanstalt für 
Geowissenschaften (NLfG) 
überhaupt nicht um eine Ex-
pertise gebeten worden war. 
„Der Standort ist aus hydro-
geologischer Sicht als Atom-
müllendlager ungeeignet“, er-
klärte er auf einer Pressekon-
ferenz der Bürgerinitiative Um-

weltschutz Lüchow-Dannen-
berg (BI) am 2.9.2009 in Han-
nover.

Zudem legte die Bürgerinitia-
tive Umweltschutz Lüchow-
Dannenberg (BI) drei Doku-
mente aus dem Jahre 1977 
vor, aus denen hervorgeht, daß 
der damalige niedersächsische 
Ministerpräsident Ernst Al-
brecht (CDU) von Bundes-
kanzler Helmut Schmidt 
(SPD) vergeblich aufgefordert 
wurde, Gorleben nicht als 
Standort für ein nukleares Ent-
sorgungszentrum zu wählen.
Diese Dokumente sind von 
der Homepage www.bi-lue 
chow-dannenberg.de abrufbar.
„Auch verhehle ich Ihnen 
nicht meine Sorge darüber, 
daß hiesigem Vernehmen 
nach aus Ihrer Sicht der DDR-
grenznahe Standort Gorleben -
trotz der in meinem Schreiben 
vom 15. Dezember 1976 ge-
äußerten Bedenken - immer 
noch vorrangig zur Wahl 
steht“, schrieb der Bundes-
kanzler am 28.1.1977 an Ernst 
Albrecht und legete nach ei-
nem Gespräch am 11.2.1977 
noch einmal nach: „In unse-
rem Gespräch habe ich (…)
nachdrücklich auf die Beden-
ken der Bundesregierung ge-
gen den Standort Gorleben 
hingewiesen.“ Am 22.2.1977 
benannte Albrecht trotzdem 
Gorleben.

„Der CDU-Ministerpräsident 
ignorierte sowohl die War-
nungen seiner Geologen im 
Niedersächsischen Landesamt 
für Bodenforschung (NLfB),
wie politische Einwände und 
das Drängen der Bundesregie-
rung, das ist aufgeklärt. Was 
fehlt ist die politische Konse-
quenz aus all den Enthüllun-
gen der letzten Monate: Gor-
leben muß zurückgebaut wer-
den“, fordert BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke.

Einen Berichtsentwurf zur 
Chronologie und politischen 
Einflußnahme auf den Zwi-
schenbericht der PTB von 
1983, hat das Bundesumwelt-
ministerium am 24.9.2009 un-
ter www.bmu.de/45019 ins In-
ternet gestellt. 
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Neue Dokumente belegen: 
Die Regierung Kohl ließ 
Gutachten zu Gorleben 
schönen
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